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Einzelplan 08: Ministerium fur Landlichen Raum
und Verbraucherschutz

Schulmilch- und Schulfruchtférderung
(Kapitel 0803)

Die Verwaltungskosten der Schulmilch- und Schulfruchtférderung sind
zu hoch. Die EU muss den Mitgliedstaaten mehr Spielraum geben, da-
mit die Programme sinnvoll ausgestaltet und die Verfahren effizient
abgewickelt werden kénnen.

Die Schulmilchférderung erreicht ihren Zweck nicht mehr und sollte
eingestellt werden.

1 Ausgangslage
1.1 Grundlagen fir die Programme Schulmilch und Schulfrucht

Das Erndhrungsverhalten wird maf3geblich in der Kindheit gepragt. Die
Européaische Union (EU) férdert bislang mit zwei Programmen eine gesunde
Erndhrung bei Kindern." Aufgrund des Schulmilchprogramms werden Milch-
produkte vergiinstigt abgegeben. Mit dem Schulfruchtprogramm werden
Obst und Gemuse an Kinder in Schulen und Einrichtungen zur Kinderbe-
treuung kostenlos verteilt.

Das Land fordert dies innerhalb der EU-Vorgaben nach seinen Verwaltungs-
vorschriften zur Schulmilch-Beihilfe und zum Schulfruchtprogramm.2 Das
Regierungsprasidium Tubingen wickelt die Férderung landesweit ab.

Die EU-Kommission hatte Anfang 2014 ein zusammengelegtes Schulpro-
gramm vorgeschlagen, dem im Frihjahr 2016 das Europaische Parlament
und der Rat der Europaischen Union zugestimmt haben.® Das neue Pro-
gramm gilt ab August 2017.

Verordnung (EG) Nr. 657/2008 der Kommission vom 10.07.2008 - Schulmilch -, Verordnung
(EG) Nr. 288/2009 der Kommission vom 07.04.2009 - Schulfrucht -.
VwV-Schulmilch-Beihilfe vom 22.12.2010, GABI. 2011, Seite 67, VwV-Schulfruchtprogramm
vom 23.10.2013, GABI. 2013 Seite 623.

Verordnung (EU) 2016/795 des Rates vom 11.04.2016, Amtsblatt der Européischen Union,
L 135/115, und Verordnung (EU) 2016/791 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 11.05.2016, Amtsblatt der Européischen Union, L 135/1.
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1.2 Finanzierung

Die EU stellt ihren Finanzierungsanteil an der Férderung aus dem Europai-
schen Garantiefonds fir die Landwirtschaft (EGFL) bereit. Das Land tragt
die Verwaltungskosten.

1.2.1 Schulmilch

Die EU zahlt die Férderung in den Mitgliedstaaten zu 100 Prozent.

Je Kind und Tag wird maximal eine Portion geférdert. Eine Portion besteht
aus bis zu 0,25 Liter Milch oder entsprechenden Milchprodukten. Sie sind in
entsprechende Milchaquivalente umzurechnen. Die Férderung je Kind und
Tag betragt maximal 4,67 Cent.

Daneben wird festgelegt, zu welchem maximalen Preis das geforderte Pro-
dukt an die Kinder verkauft werden darf. Milchmischgetranke im Tetra Pak
mit 0,25 Liter dirfen héchstens 40 Cent brutto kosten.

1.2.2 Schulfrucht

Je Kind und Tag wird maximal eine Portion von mindestens 100 Gramm
gefordert. Als Portionspreis (netto frei Schule) kénnen héchstens 30 Cent
angesetzt werden, 40 Cent bei nach EU-Bio Standards erzeugtem Obst und
Gemuse.

Ab dem Schuljahr 2015/16 finanziert die EU 75 Prozent des Preises fir das
Obst und Gemiise.* Jedes Land legt selbst fest, wie der nationale Anteil
aufgebracht wird.

In Baden-Wirttemberg, als einzigem Land, bringen Dritte, wie z. B. Trager
der Kinderbetreuungseinrichtungen, Férdervereine, Eltern oder Sponsoren
den nationalen Finanzierungsanteil auf. Die Lieferanten stellen einen grofl3en
Teil der Sponsoren.

Kinder erhalten regelmaRig (mindestens zweimal im Monat) eine kostenlose
Portion Obst oder Gemise, sofern ihre Einrichtung und auf3erdem ihre
Gruppe beziehungsweise Klasse am Programm teilnehmen.

Ohne Umsatzsteuer, zuvor waren es 50 Prozent.
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2 Prufungsergebnisse

2.1 Entwicklung und Umfang der Férderung

2.11 Schulmilch

Die Schulmilch-Beihilfe wurde 1977 eingefihrt. Damit kénnen Milch oder
Milchprodukte verbilligt angeboten werden fir

¢ Kinder in Vorschulkindergarten, Kindergarten, Kindertagesstatten und
Kinderwohnheimen,

e Schiler an Grundschulen, Sonderschulen und weiterfiihrenden Schulen,
e Schiler an berufsbildenden Schulen und Berufsfachschulen und

e Schiiler und Studierende an Fachschulen bis zur Fachhochschul- oder
Hochschulreife.

Die Menge der dadurch verbilligt abgegebenen Schulmilch sank von tber
10.000 Tonnen in den Achtzigerjahren auf nur noch 762 Tonnen im Schul-
jahr 2012/13.

Die héchsten ausgezahlten Jahresbetrage erreichten etwa 4,8 Mio. Euro.
Hingegen lag im Schuljahr 2013/14 die in Anspruch genommene Forderung
nur noch bei 143.000 Euro.

Bezogen auf alle teilnahmeberechtigten Kinder werden nur zwei Portionen
geforderte Milch je Kind und Jahr konsumiert. Die durchschnittliche jéahrliche
Foérderung betragt 7 Cent.

Von knapp 2 Mio. teilnahmeberechtigten Kindern in Baden-Wrttemberg
besuchten zuletzt nur 12 Prozent Einrichtungen, in denen vergiinstigte
Schulmilch angeboten wird. Wie viele Kinder dort das Angebot annehmen,
wird nicht erfasst. Je teilnahmeberechtigtem Kind werden durchschnittlich
nur zwei Portionen Milch im Monat verkauft. Dies bedeutet eine durch-
schnittliche Foérderung von 64 Cent im Jahr je Kind in den teilnehmenden
Einrichtungen.

Trotz der Forderung ist es fir die Eltern deutlich billiger, wenn die Kinder die
Milch zu Hause konsumieren. Der Abgabepreis der Schulmilch wird durch
kleine Portionen und Anforderungen an die Abgabe von Milch bestimmt.

2.1.2 Schulfrucht

Die Schulfrucht-Beihilfe wurde 2009 eingefiihrt. Baden-Wirttemberg hat in
seiner Strategie Kinder in Kindertageseinrichtungen und anderen vorschuli-
schen Einrichtungen, in Grundschulen und in Schulen mit besonderer pada-
gogischer und sozialer Aufgabenstellung als Zielgruppe festgelegt. Sie um-
fasst rund 823.000 Kinder.

Nach der Strategie kdnnen auch Kinder und Jugendliche in sonstigen Bil-
dungseinrichtungen geférderte Schulfrucht erhalten, wenn die EU-Mittel
ausreichen. Ab Mitte des Schuljahres 2013/14 wurde deren Férderung ein-
gestellt, weil die EU-Mittel nicht mehr ausreichten.
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Seit der Einfihrung des Programms sind die abgerufenen Haushaltsmittel in
Baden-Wirttemberg jahrlich gestiegen. Im Schuljahr 2013/14 wurde das
Programm so gut angenommen, dass fiir das Schuljahr 2014/15 rund

3,6 Mio. Euro EU-Mittel fir Baden-W Urttemberg bereitgestellt wurden.

Fur das Schuljahr 2015/16 stellt die EU dem Land Baden-Wrttemberg bis
Zu 6,65 Mio. Euro zur Verfligung.

Dennoch wurden im Schuljahr 2013/14 nur 20 Prozent der Kinder der Ziel-
gruppe erreicht. Der grof3te Teil der Einrichtungen nimmt am Programm
nicht teil, teilweise auch weil kein Sponsor fiir den nationalen Anteil vorhan-
den ist. Mit der Erhéhung des EU-Anteils auf 75 Prozent liegen hier kiinftig
verbesserte Bedingungen vor.

2.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren

221 Schulmilch

Die Antrage sind in Papierform zu stellen. Die Lieferanten kénnen die Anga-
ben zusatzlich als Datei einreichen. Die Daten missen in das Bearbeitungs-
programm manuell oder durch Einlesen der Datei lbernommen und kontrol-
liert werden.

Fur die Abrechnung mit den Lieferanten stehen zwei Mdglichkeiten zur Ver-
fiigung: das Quittungs- oder das Vorschussverfahren.

Beim Quittungsverfahren kontrolliert das Regierungsprasidium die Antrage
vollstandig anhand der vorzulegenden Belege. Es fuhrt fir eine Stichprobe
Vor-Ort-Kontrollen durch und zahlt danach aus.

Beim Vorschussverfahren stellt der Lieferant eine Kaution. Die Foérderung
wird nach einem vorlaufigen Bewilligungsbescheid bis zur Kautionshéhe
ausbezahlt. Vor der endgiltigen Bewilligung priift das Regierungsprasidium
die Antrage beim Lieferanten stichprobenweise anhand der Belege. Zusatz-
lich kontrolliert es eine Stichprobe vor Ort.

2.2.2 Schulfrucht

Die Abrechnung des Schulfruchtprogramms ist bedingt durch EU-Vorgaben
unnétig kompliziert. Die Lieferanten arbeiten Ublicherweise mit Kilopreisen.
Die EU-Foérderung erfolgt jedoch nach Portionen als abstrakte Abrech-
nungsgréien.

Ein Grof3teil der bei der Verwaltungskontrolle festgestellten Fehler bei der
Abrechnung betrifft Rundungsdifferenzen. Diese beruhen darauf, dass die
Lieferanten die Portionsgré3e und den Portionspreis als Abrechnungspara-
meter in bestimmten Grenzen selbst festlegen kénnen. Deshalb miissen sie
die Betrage selbst berechnen, wobei sie unterschiedlich runden. Die EU-
Regelungen verlangen derzeit die Korrektur der Rundung.

Die Lieferanten beantragen die Férderung und kénnen monatlich abrechnen
oder einen mehrmonatigen Abrechnungszeitraum wahlen. Betrage unter
130 Euro je Antrag werden nicht bewilligt (Ausnahme Ferienmonate).
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Die Antrage gehen Uberwiegend in Papierform, teilweise zusétzlich als Datei
ein. Die Daten mussen entweder manuell in das Bearbeitungsprogramm
Ubernommen oder eingelesen und kontrolliert werden.

2.3 Verwaltungskosten und Kontrollverfahren

2.3.1 Schulmilch

Die in den drei Schuljahren 2011/12 bis 2013/14 ausgezahlte Férderung lag
zwischen 128.000 Euro und 143.000 Euro. Die jahrlichen Verwaltungskosten
betrugen zuletzt mehr als 130.000 Euro. Sie sind damit fast so hoch wie die
Foérderung.

Die Antrage werden bereits fast vollstandig richtig gestellt. Die noch verblei-
benden Fehler werden bei der Verwaltungskontrolle gefunden und korrigiert.

In den drei Prifjahren wurde bei der Vor-Ort-Kontrolle kein einziger Fehler
festgestellt. Die EU-Vorschriften verlangen trotzdem jahrliche Mindestkon-
trollen.

2.3.2 Schulfrucht

Die ausgezahlte Beihilfe stieg von 2011 bis 2014 von rund 840.000 Euro auf
fast 2,8 Mio. Euro. Im selben Zeitraum wuchsen die Verwaltungskosten von
373.000 Euro auf 438.000 Euro.

Der Verwaltungskostenanteil in Bezug zum Fordervolumen konnte in den
letzten Jahren reduziert werden. Er ist mit fast 16 Prozent jedoch immer
noch sehr hoch. Wesentliche Ursache dafur sind der hohe Zeitaufwand fir
die Uberwiegend manuell zu erfassenden Antréage und Anlagen und die Kor-
rekturen falscher Angaben.

Die Vor-Ort-Kontrollen fihrten seit Bestehen des Programms zu keinen
nennenswerten Kiirzungen. Wenn Lieferanten, die Erfahrung im Umgang mit
Rechnungsstellung besitzen, jahrlich wiederkehrende Antrage stellen, ist
dies zu erwarten. Der Aufwand fur die Vor-Ort-Kontrollen steht in keinem
sinnvollen Verhaltnis zu den Korrekturen. Zurzeit erlauben die EU-
Vorschriften trotzdem nicht, die Kontrollen zu reduzieren.

2.4 Lieferanten und Empféanger
24.1 Schulmilch
Im Schuljahr 2013/14 beantragten nur noch 14 Lieferanten die Férderung fir

Schulmilch. Insgesamt wurde die Milch an gut 500 Einrichtungen geliefert.

Der gréRte Lieferant versorgte 35 Prozent der Einrichtungen. Auf ihn entfie-
len 55 Prozent der Forderung.

147



Die Schulmilchlieferungen stellen bei den Lieferanten keinen wesentlichen
Anteil ihres Umsatzes dar. Aus Perspektive der Lieferanten ist das Pro-
gramm gutes Marketing.

2.4.2 Schulfrucht

Im Schuljahr 2013/14 beantragten 145 Lieferanten die Férderung fiir Schul-
frucht. 2.500 Einrichtungen erhielten Obst und Gemiise von ihnen.

Der groR3te Lieferant belieferte 30 Prozent der Einrichtungen. Auf ihn entfie-
len 34 Prozent der Foérderung. Die acht gro3ten Lieferanten beliefern
59 Prozent der Einrichtungen und wickelten 75 Prozent der Férderung ab.

Die Lieferanten sind der entscheidende Faktor. Wo sie ihren Betriebssitz
haben, ist die Anzahl der teilnehmenden Einrichtungen tberdurchschnittlich.
In anderen Regionen gibt es ,weil3e Flecken".

Bis zum Schuljahr 2013/14 wurden auch Lieferungen fir altere Kinder als
die eigentliche Zielgruppe geférdert, weil die EU-Mittel sonst nicht ver-
braucht worden wéren.

Es ist falsch, eine Férderung auszudehnen, solange Mittel abgerufen wer-
den kénnen. Dies gilt umso mehr, wenn Private die Kofinanzierung aufbrin-
gen. Verlasslichkeit ist wesentlich, um die Bereitschaft von Lieferanten, Ein-
richtungen und Sponsoren zu erhalten.

Nach Mitteilung der Landesregierung vom 18.12.2015 (Landtagsdrucksa-
che 15/7905) ist die Zahl der teilnehmenden Einrichtungen und der Lieferan-
ten weiter angestiegen.

3 Empfehlungen

3.1 Schulmilchférderung einstellen

Das Programm in der gegenwartigen Form sollte eingestellt werden, da die
Zielgruppe nicht mehr ausreichend erreicht wird.

3.2 Schulfruchtprogramm verbessern

3.2.1  Abrechnung vereinfachen

Das Land sollte die Abrechnung, z. B. nach Portionen, starker standardisie-
ren, um sie fir die Lieferanten (meist Sponsoren) und die Verwaltung zu
vereinfachen.
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3.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Lieferanten, Sponsoren und Ein-
richtungen starken

Das Programm muss fir die Lieferanten, Einrichtungen und Sponsoren ver-
lasslich abgewickelt werden. Die geférderten Gruppen sollten nicht geandert
werden.

Das Land sollte selbst dann nicht au3erhalb der eigentlichen Zielgruppe
fordern, wenn die EU-Mittel nicht ausgeschopft sind.

3.3 Konkrete und messbare Ziele definieren und tberprifen

Um die Zielerreichung zu Gberprifen, ist eine Teilnahmequote fiir beide Be-
reiche zu definieren. Sie muss regelmafig festgestellt werden.

3.4 Verfahren deutlich vereinfachen

Auf der europaischen Ebene sollte darauf hingewirkt werden, dass die Ver-
fahren deutlich vereinfacht werden kénnen. Die Verwaltungskosten dirfen
nicht mehr als 10 Prozent der Fordersumme betragen.

3.4.1  Antragsverfahren elektronisch durchfiihren

Das Ministerium fir Landlichen Raum und Verbraucherschutz sollte prifen,
ob die Verwaltungskosten durch ein elektronisches Antragsverfahren ge-
senkt werden kdnnen. Die Antragstellung sollte so durchgefiihrt werden
kénnen, dass das vorhandene Programm Berechnungen und bestimmte
Prufungen vornimmt.

3.4.2 Mindestbetrag fir Auszahlung anheben

Der Mindestbetrag fir die Auszahlung sollte auf 500 Euro angehoben wer-
den, sofern nicht die Antragssumme eines Jahres darunter liegt.

343 Kontrollen vereinfachen

Die Kontrollen sollten nach einigen Jahren weiter eingeschrankt werden
kénnen, wenn die Fehler auf niedrigstem Niveau waren. Weder bei der Ver-
waltungskontrolle noch bei der Vor-Ort-Kontrolle ist der derzeitige Umfang
sinnvoll.
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4 Stellungnahme des Ministeriums

Das Ministerium fur Landlichen Raum und Verbraucherschutz teilt mit, die
Prufungsergebnisse des Rechnungshofs sollen einbezogen werden, wenn
die Landesstrategie fir das neue Schulprogramm der EU entwickelt werde.

4.1  Schulmilchférderung einstellen

Das Ministerium will auf die Férderung nicht verzichten. Es betont, dass sich
die Bedingungen fir den Programmteil Schulmilch unter dem neuen Schul-
programm ab 2017/18 wesentlich vom bisherigen Programm unterscheiden.
Der Programmteil Schulmilch solle unter den neuen Rahmenbedingungen in
einem maoglichst schlanken Verwaltungsverfahren fortgefuihrt werden.

4.2  Schulfruchtprogramm verbessern

Die Empfehlung, einen einheitlichen Portionspreis vorzugeben, um damit
Lieferanten und Verwaltung zu entlasten, wird derzeit vom Ministerium ge-
pruft. Sie soll gegebenenfalls im Rahmen des EU-Schulprogramms ab dem
Schuljahr 2017/18 umgesetzt werden.

Das Ministerium fihrt aus, die tatséchlichen Verwaltungskosten des Pro-
gramms sinken mit Blick auf 2015 und die héhere EU-Forderung konstant
auf unter 10 Prozent. Im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung des
Programms strebe es ein elektronisches Antragsverfahren an. Die Anpas-
sung des Mindestbeihilfebetrags - innerhalb der EU-rechtlichen Vorgaben -
solle bei der Konzeption des EU-Schulprogramms gepriift werden.

150



	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2015
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Kontrollsystem und Verwaltungskosten bei EU-Förderverfahren in den Bereichen EGFL und ELER(Landtagsdrucksache 15/7140)
	2.2 Rechte und Pflichten des Landes als Anteilseigner der EnBW Energie Baden-Württemberg AG(Landtagsdrucksache 15/7400)
	2.3 Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen für Straßenbauvorhaben - Planung, Herstellung, Pflege und Unterhalt(Landtagsdrucksache 15/7500)
	2.4 Landesbetriebe(Landtagsdrucksache 15/7606)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2014
	2 Haushaltsrechnung 2014
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Bewirtschaftung der Personalausgaben und Umschichtungen von oder zu Sachausgaben
	3.3 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
	3.4 Abweichungen von den Stellenübersichten

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste und Haushaltsvorgriffe
	6.1 Haushaltsreste 2013 und 2014
	6.2 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2006 bis 2015
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2006 bis 2015
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme und der Kreditfinanzierungsquote in Baden-Württemberg
	1.3 Zulässige Kreditaufnahme
	1.4 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.5 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.6 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	5 Empfehlungen
	5.1 Überschüsse in die Überlegungen zu einer dauerhaften Regelung der Schuldenbremse einbeziehen
	5.2 Nettokreditaufnahme vermeiden

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushaltsentwicklung 2015 bis 2016
	2.2 Finanzplan 2016
	2.2.1 Eckdaten des Finanzplans 2016
	2.2.2 Einnahmen, Ausgaben und Defizit
	2.2.3 Kreditaufnahme, Mehreinnahmen und Abbaupfad

	2.3 Wesentliche Einflussfaktoren für die Haushaltsentwicklung bis 2020
	2.3.1 Flüchtlingsausgaben
	2.3.2 Neuregelung des Länderfinanzausgleichs
	2.3.3 Kommunaler Finanzausgleich
	2.3.4 Abrechnung des Finanzmarktstabilisierungsfonds 

	2.4 Fazit

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundgesetz
	1.2 Derzeitiger Stand in Baden-Württemberg

	2 Ausgestaltung der Schuldenbremse
	2.1 Verankerung einer Schuldenbremse in der Verfassung anderer Länder
	2.2 Methoden zur Ermittlung der Konjunkturkomponente
	2.2.1 EU-Modell
	2.2.2 Trendsteuereinnahmen-Modell
	2.2.2.1 Grundzüge
	2.2.2.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.3 Referenzwert-Modell
	2.2.3.1 Grundmodell
	2.2.3.2 Beispiele aus den Ländern

	2.2.4 Übergreifende Fragestellungen bei allen drei Modellen

	2.3 Weitere Fragestellungen bei einer dauerhaften Schuldenbremse

	3 Empfehlungen
	3.1 Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
	3.2 Konjunkturbereinigungsverfahren einführen
	3.3 Neuregelung für die Schuldenbremse zeitnah angehen

	1 Ausgangslage
	1.1 Bisherige Prüfungen des Rechnungshofs
	1.2 Aufgaben des Beauftragten für Informationstechnologie

	2 Prüfungsergebnisse
	3 Empfehlungen
	3.1 IuK-Strukturpool übertragen
	3.2 Zeit- und Finanzierungspläne erstellen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vertragslaufzeit
	2.2 Services und Dienstgüte
	2.3 Steuerung und Kontrolle des Dienstleisters
	2.4 Wirtschaftlichkeit
	2.5 Projekterfahrungen
	2.6 Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg

	3 Empfehlungen
	3.1 Rechtzeitig mit der BITBW zusammenarbeiten
	3.2 Standardisierung vorantreiben
	3.3 Make or Buy entscheiden
	3.4 IT-Budget der Ressorts anpassen

	4 Stellungnahme des Beauftragten des Landes für Informationstechnologie
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Vorgaben für Informationssicherheit
	1.2 Gegenstand der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Sachstand des Informationssicherheitsmanagements
	2.2 Sicherheitskonzepte
	2.3 IT-Sicherheit und IT-Standardisierung
	2.4 Bündelung von Know-how
	2.5 Auditierung und Zertifizierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Vielfalt der IT-Systeme reduzieren
	3.2 Hauptamtlichen Informationssicherheitsbeauftragten bestellen
	3.3 Informationssicherheit bei IT-Fachverfahren mit betrachten
	3.4 Kenntnisse der Mitarbeiter zur Informationssicherheit verbessern
	3.5 Aufgaben zentralisieren
	3.6 Informationssicherheit zur Managementaufgabe machen
	3.7 Audits festlegen

	4 Stellungnahme des Beauftragen des Landes für Informationstechnologie 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Dienstfahrzeuge
	2.2 App der Landesvertretung beim Bund
	2.3 Veranstaltungen
	2.4 Aufbau und Struktur der Landesvertretung
	2.5 Gästehaus

	3 Empfehlungen
	3.1 Dienstfahrzeugflotte verkleinern
	3.2 App der Landesvertretung abschaffen
	3.3 Veranstaltungsreglement erstellen
	3.4 Struktur der Landesvertretung hinterfragen
	3.5 Gästehaus kostendeckend führen

	4 Stellungnahme der Landesvertretung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Personalausstattung
	2.3 Organisation
	2.3.1 Abteilung 5 Jugend, Sport, Weiterbildung
	2.3.2 Organisation der Querschnittsaufgaben und Stabsstellen

	2.4 Aufgabenkritik
	2.5 Strategische Steuerung und Controlling

	3 Empfehlungen
	3.1 Tatsächlichen Personaleinsatz im Staatshaushaltsplan abbilden
	3.2 Organisation verbessern
	3.3 Aufgabenkritik durchführen
	3.4 Strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Einschätzung der Fremdevaluation durch die Schulen und Schulaufsichtsbehörden
	2.2 Aufwand für das Qualitätsmanagement
	2.3 Fremdevaluation enthält nicht alle nötigen Kennzahlen
	2.4 Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen fehlen
	2.5 Zielvereinbarungen in Folge der Fremdevaluation
	2.6 Entwicklungsbedarf der evaluierten Schulen

	3 Empfehlungen
	3.1 Schulen für Fremdevaluation risikoorientiert auswählen
	3.2 Qualitätsfaktoren und Kennzahlen für den Qualitätsprozessprüfen
	3.3 Einheitliche Standards für Dokumentation und Zielvereinbarungen bereitstellen
	3.4 Zielvereinbarungen auf defizitäre Handlungsfelder ausrichten und alsbald nach Fremdevaluation treffen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datengrundlage war nicht ausreichend
	2.2 Kriterien bei der Zuteilung der Fördermittel waren unzureichend
	2.3 Bedarfsermittlungen waren nicht qualifiziert
	2.4 Anforderungen des Landes an den Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Finanzhilfen waren überhöht
	2.5 Zweckverfehlung von Fördermitteln
	2.6 Kindertagesstätten sind überdimensioniert 
	2.7 Zu hohe Baukosten und luxuriöse Standards
	2.8 Zuwendung als Festbetragsfinanzierung hat sich bewährt
	2.9 Fehlentscheidungen bei der Vergabe
	2.10 Förderung der Ausgaben für den Gebäudebetrieb ist teilweise zu hoch

	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweite verbindliche Standards und Transparenz anstreben
	3.2 Förderung der Betriebsausgaben neu definieren
	3.3 Nicht belegte Betreuungsplätze nutzen
	3.4 Vergaberecht einhalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Bisherige PEBB§Y-Prüfungen des Rechnungshofs
	2.1.1 Länderübergreifende Justizprüfung
	2.1.2 Personalplanung in der Justiz

	2.2 Anwendung von PEBB§Y
	2.3 Methodik und Umsetzung der PEBB§Y-Fortschreibung 2014
	2.3.1 Prüfungsmethoden
	2.3.2 Ergebnisse der PEBB§Y-Fortschreibung 2014 imServicebereich nicht umgesetzt


	3 Empfehlungen
	3.1 Stellenabbau bei Gerichten und Staatsanwaltschaften imStaatshaushaltsplan 2017 beginnen
	3.2 Vollständigen Abbau der durch die Notariats- und Grundbuchamtsreform ab 2018 entbehrlichen Stellen umsetzen
	3.3 Personalbedarfsberechnung vervollständigen und zurganzheitlichen Personalsteuerung nutzen
	3.4 Mängel des PEBB§Y-Gutachtens 2014 künftig vermeiden

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Haushalt und Finanzen
	2.2 IT-Betrieb, Service und Benutzerbetreuung
	2.3 Prozesse und Dokumentationen
	2.4 Konzentration auf die Kernaufgaben durch Zusammenarbeit mit anderen Ländern und der BITBW

	3 Empfehlungen
	3.1 Landeshaushaltsordnung beachten
	3.2 Steuerfachunabhängige IT zur BITBW geben
	3.3 Verbleibende Zuständigkeiten optimieren
	3.4 Fachaufsicht optimieren
	3.5 KONSENS voranbringen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse 
	2.1 Haushaltsansätze
	2.2 Vorgaben für die Förderung
	2.2.1 Förderlinien und Förderbereiche
	2.2.2 Abwicklung der Bundes-/Landesförderung
	2.2.3 Abwicklung der Landesförderungen
	2.2.4 Abstimmung mit anderen Förderprogrammen

	2.3 Förderfähige Beratungen
	2.3.1 Einzelberatungen
	2.3.2 Gruppenberatungen
	2.3.3 Sonstige Tätigkeiten 

	2.4 Finanzielle Auswirkungen

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushaltsansätze anpassen
	3.2 Förderung vereinfachen 
	3.3 Standards für förderfähige Beratungen festlegen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Haushaltsansätze werden weiterhin individuell veranschlagt
	4.2 Die Förderung wird nicht weiter vereinfacht
	4.3 Standards für förderfähige Beratungen werden neu festgelegt

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundlagen für die Programme Schulmilch und Schulfrucht 
	1.2 Finanzierung
	1.2.1 Schulmilch
	1.2.2 Schulfrucht


	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Entwicklung und Umfang der Förderung
	2.1.1 Schulmilch
	2.1.2 Schulfrucht

	2.2 Antrags- und Bewilligungsverfahren
	2.2.1 Schulmilch
	2.2.2 Schulfrucht

	2.3 Verwaltungskosten und Kontrollverfahren
	2.3.1 Schulmilch
	2.3.2 Schulfrucht

	2.4 Lieferanten und Empfänger
	2.4.1 Schulmilch
	2.4.2 Schulfrucht


	3 Empfehlungen
	3.1 Schulmilchförderung einstellen
	3.2 Schulfruchtprogramm verbessern
	3.2.1 Abrechnung vereinfachen 
	3.2.2 Mitwirkungsbereitschaft der Lieferanten, Sponsoren und Einrichtungen stärken

	3.3 Konkrete und messbare Ziele definieren und überprüfen
	3.4 Verfahren deutlich vereinfachen
	3.4.1 Antragsverfahren elektronisch durchführen
	3.4.2 Mindestbetrag für Auszahlung anheben
	3.4.3 Kontrollen vereinfachen


	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Schulmilchförderung einstellen
	4.2 Schulfruchtprogramm verbessern

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kosten- und Leistungsrechnung
	2.1.1 Rechtsgrundlagen
	2.1.2 Festgestellte Mängel
	2.1.3 Bewertung

	2.2 Herstellung und Vertrieb nichtamtlicher Karten
	2.2.1 Aufgabe
	2.2.2 Wirtschaftlichkeit nichtamtlicher Karten
	2.2.3 Bewertung

	2.3 Regelmäßige Kassenprüfungen
	2.3.1 Rechtsvorschrift und Feststellungen
	2.3.2 Bewertung

	2.4 Fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse
	2.4.1 Rechtsgrundlage und Feststellungen
	2.4.2 Bewertung

	2.5 Rücklagen
	2.5.1 Höhe und Entwicklung der Rücklagen
	2.5.2 Bewertung


	3 Empfehlungen
	3.1 Funktionsfähigkeit der Kosten- und Leistungsrechnungherstellen
	3.2 Herstellung nichtamtlicher Karten beenden
	3.3 Regelmäßige Kassenprüfungen sicherstellen
	3.4 Jahresabschlüsse fristgerecht erstellen
	3.5 Rücklagen begrenzen

	4 Stellungnahme der Ministerien
	4.1 Kosten- und Leistungsrechnung soll zeitnah eingerichtet werden
	4.2 Aufwand für nichtamtliche Karten wird schrittweise reduziert 
	4.3 Kassen werden regelmäßig überprüft werden
	4.4 Jahresabschlüsse werden künftig fristgerecht vorgelegt
	4.5 Rücklagen seien für IT Projekt gebildet worden

	5 Schlussbemerkung 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Rückgriffsquote
	2.2 Falldaten, Zahl- und Altfälle
	2.3 Ausstehende Unterhaltszahlungen
	2.4 Auslandsrückgriffe und Strafanzeigen
	2.5 Rechtskonformes Verwaltungshandeln
	2.6 Bundesweite Verwaltungsvereinfachung
	2.7 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Regionalen Unterschieden nachgehen und Erfahrungsaustausch initiieren
	3.2 Volle Unterhaltsvorschüsse auf Fälle ohne Unterhaltszahlungen begrenzen
	3.3 Verwaltungsvereinfachung auf Bundesebene unterstützen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Projektierung ohne Kostenplanungsinstrumente
	2.2 Kostensteigerungen bei Neubaumaßnahmen
	2.3 Europäisches Vergaberecht nicht beachtet
	2.4 VOB nicht beachtet
	2.5 Interessenkonflikt zwischen Projektsteuerung und Architekt
	2.6 Technische Betriebskosten

	3 Empfehlungen
	3.1 Einheitliche Regelungen einführen
	3.2 Mitarbeiter qualifizieren
	3.3 Interne übergeordnete Projektsteuerung einrichten
	3.4 Leistungen des Gebäudemanagements ausschreiben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Finanzielle Bedeutung der Kirchenabgeltungsteuer
	2.2 Qualität der Steuerbescheide unzureichend
	2.2.1 Risikomanagementsystem der Finanzverwaltung verbesserungswürdig
	2.2.2 Qualität der Fallbearbeitung durch die Bediensteten unzureichend

	2.3 Finanzielles Ergebnis
	2.4 Bewertung

	3 Empfehlungen
	3.1 Bedienstete der Steuerverwaltung schulen
	3.2 IT-Unterstützung, insbesondere Risikomanagementsystem, verbessern
	3.3 Steuerfälle mit Sperrvermerk personell bearbeiten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Erneute Schulungsmaßnahmen begonnen
	4.2 Wirksame IT-Unterstützung steht noch aus, Texte der Risikohinweise teilweise optimiert
	4.3 Gezielter Aufgriff von Steuerfällen mit Sperrvermerk frühestens ab 2017 möglich

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Gesetzliche Rahmenbedingungen
	1.2 Verfahrensablauf bei der Zerlegung
	1.3 Anlass, Ziele und Durchführung der Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Landesweite Bedeutung der Körperschaftsteuerzerlegung
	2.2 Materiell-rechtliche Feststellungen
	2.2.1 Aktive Zerlegungsfälle
	2.2.2 Passive Zerlegungsfälle
	2.2.3 Finanzielles Ergebnis für Baden-Württemberg

	2.3 Verfahren bei der Zerlegung von Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen
	2.3.1 Bisheriges Verfahren: Zerlegung der geleisteten Vorauszahlungen (Ist-Prinzip)
	2.3.2 Alternative: Zerlegung der festgesetzten Vorauszahlungen (Soll-Prinzip)

	2.4 IT-Unterstützung

	3 Empfehlungen
	3.1 Thema bei Dienstbesprechung aufgreifen, Leitfaden erarbeiten
	3.2 Zerlegung festgesetzter Vorauszahlungen anstreben
	3.3 IT-Unterstützung verbessern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Falsche Wahl der Standorte und Redundanzen
	2.2 Kostenvergleich der Bauarten
	2.3 Unzureichende Wirtschaftlichkeit

	3 Empfehlungen
	3.1 Bestehende Anlagen evaluieren
	3.2 Redundanzen vermeiden
	3.3 Unwirtschaftliche Anlagen abschalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	1.1 Frühere Prüfungen
	1.2 Aktuelle Prüfung

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Ressourceneinsatz
	2.2 Organisation
	2.2.1 Abteilung 5 Nachhaltige Mobilität
	2.2.2 Servicedienste

	2.3 Aufgabenkritik
	2.4 Strategische Steuerung der Aufgaben

	3 Empfehlungen
	3.1 Organisation optimieren
	3.2 Kernaufgaben durch Aufgabenkritik feststellen
	3.3 Aufgaben strategisch steuern

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5  Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorgehensweise nicht landeseinheitlich
	2.2 Vergabereife
	2.3 Nachträge aufgrund zu geringer Planungstiefe
	2.4 Nebenangebote gewertet
	2.5 Einheitspreis bei Mehr- und Mindermengen statt Nachtragsvereinbarung
	2.6 Abfall entsorgt statt verwertet 

	3 Empfehlungen
	3.1 Planungstiefe vor Ausschreibung der Baumaßnahme verbessern
	3.2 Eine „Gemeinsame Vergabedatenbank“ ist Voraussetzung für eine zuverlässige Kostensteuerung
	3.3 Zuständigkeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Datenbank SIB-Bauwerke für das Erhaltungsmanagement 
	2.2 Bauwerksprüfungen
	2.3 Georisiken 
	2.4 Unterhalt der Ingenieurbauwerke 
	2.5 Verkehrssicherungspflicht bei Hang- und Felssicherungen 

	3 Empfehlungen
	3.1 Die Datenbank SIB-Bauwerke umfassend führen
	3.2 Bauwerksprüfungen ordnungsgemäß durchführen
	3.3 Erhaltungspläne aufstellen
	3.4 Leitlinien für Georisiken erstellen
	3.5 Die Unterhaltlast bei Hang- und Felsarbeiten regeln

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Begründung des Bedarfs
	2.2 Entscheidungen zur Baudurchführung
	2.3 Vergabe von Bau- und Dienstleistungen
	2.4 Vergabe von freiberuflichen Leistungen
	2.5 Auswahl der Unternehmen
	2.6 Kennzeichnung der Angebote
	2.7 Wirtschaftlichkeit des Neubaus

	3 Empfehlungen
	4 Stellungnahmen des Universitätsklinikums und des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Zuwendungsverfahren
	2.2 Bewirtschaftung der zugewendeten Mittel
	2.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	2.4 Ausufernde Nebentätigkeiten

	3 Empfehlungen
	3.1 Zuwendungsverfahren konzentrieren
	3.2 Bewirtschaftungsgrundsätze einhalten
	3.3 Verfahren zur Bewilligung von Zulagen verbessern
	3.4 Nebentätigkeitsrecht beachten

	4 Stellungnahme der Max-Planck-Gesellschaft
	4.1 Zuwendungsverfahren
	4.2 Bewirtschaftung der zugewiesenen Mittel
	4.3 Zulagen an Abteilungsdirektoren
	4.4 Nebentätigkeiten

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	6 Schlussbemerkung
	Denkschrift 2016 - Beitrag Nr. 16.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2016
	Beitrag Nr. 16
	Schulmilch- und Schulfruchtförderung


